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Machtwechsel im Senegal – neue 
Chance für die Demokratie?
Christof Hartmann
Seit dem 2. April 2012 hat der Senegal einen neuen Präsidenten. Der 51-jährige frühere 
Premierminister Macky Sall löste Präsident Abdoulaye Wade ab, der das Amt seit 2000 
innegehabt und sich auf Grundlage einer umstrittenen Verfassungsauslegung um eine 
dritte Amtszeit beworben hatte. 
Analyse
Der Sieg von Macky Sall kam nicht völlig überraschend, allerdings hatten viele Beob­
achter bis zuletzt nicht erwartet, dass der greise Amtsinhaber seine Wahlniederlage tat-
sächlich zulassen würde. Bereits nach dem ersten Wahlgang hatte sich abgezeichnet, 
dass Präsident Wade keine Mehrheit mehr in der Bevölkerung hatte. Der Machtwechsel 
erfolgte schließlich überraschend reibungslos. 
  Die schwerste Fehleinschätzung des Amtsinhabers bestand in der Erwartung, der 
Bevölkerung seinen Sohn als Nachfolger aufzwingen zu können, obwohl dieser be-
reits bei den Kommunalwahlen in Dakar eine Abfuhr erhalten hatte. 
  Wades Versuch, eine Dynastie zu errichten, sorgte nicht nur für die Abwendung 
fähiger Politiker wie Macky Sall von der Parti Démocratique Sénégalais (PDS), 
sondern wurde zum Symbol personalistischer Amtsführung schlechthin.  
  Die politisch­institutionellen Rahmenbedingungen erwiesen sich als weniger vor-
teilhaft für den Amtsinhaber als zunächst angenommen. Bei den Wahlen selbst 
wirkte sich die absolute Mehrheitswahl zugunsten der Opposition aus. 
  Der Machtwechsel war schließlich auch das Ergebnis einer erstaunlichen Mobilisie-
rung der städtischen Zivilgesellschaft gegen das „System Wade“ und eines seit 2007 
vorbereiteten Schulterschlusses aller wichtigen Oppositionsparteien. 
  Die Ereignisse im Senegal bestätigen damit einen Trend, wonach Amtsinhaber in 
Afrika bei einer absoluten Mehrheitswahl im ersten Wahlgang gewinnen müssen, 
weil sie mit aller Wahrscheinlichkeit im zweiten Wahlgang nicht die Stimmen der 
unterlegenen oppositionellen Kandidaten auf sich vereinen können.
Schlagwörter: Senegal, Subsahara-Afrika, Wahlen, Demokratisierung
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Die Präsidentschaft Abdoulaye Wades 
Senegal hatte bereits im März 2000 einen historischen 
Machtwechsel erlebt – die Alternance –, mit dem die 
jahrzehntelange Herrschaft der Sozialistischen Par-
tei (Parti Socialiste, PS) unter den Präsidenten Léo-
pold Sédar Senghor und später Abdou Diouf demo-
kratisch beendet wurde. Dem deutlichen Wahlsieg 
von Abdoulaye Wade gegen den  Amtsinhaber  Diouf 
mit 58,5 Prozent der Stimmen im zweiten Wahlgang 
folgten ein Referendum über eine neue demokrati-
schere Verfassung und vorgezogene Parlaments-
wahlen im April 2001, mit denen sich Wade eine 
Mehrheit im Parlament sichern konnte. 
Die große Aufbruchsstimmung, die im Land 
herrschte, verflog jedoch relativ rasch. Bald schon 
zeigte sich, dass der langjährige Oppositionspoli-
tiker Wade die Machtkonzentration im Präsiden-
tenamt noch weiter verstärkte und nur die Teile 
der Verfassung modifizierte, die seinen kurzfri-
stigen Interessen dienten, wie die Verlängerung 
der Amtszeit des Parlaments oder die Abschaf-
fung und spätere Wiedereinführung des Senats 
und des Conseil de la République (Mbow 2008). Er 
hatte zudem weder Antworten auf die dringends-
ten sozio­ökonomischen Entwicklungsprobleme 
noch auf den Gewaltkonflikt in der Region Casa-
mance, wo eine Rebellenbewegung seit Beginn der 
1980er Jahre gegen die politische und wirtschaft-
liche Marginalisierung der ursprünglich dort le-
benden ethnischen Gruppen kämpfte. Seine macht-
politisch begründete Instrumentalisierung religi-
öser Identitäten führte zwar nicht zur Stärkung 
radikalislamischer Parteien, stellte aber den tradi-
tionell säkularen gesellschaftlichen Konsens des 
Landes infrage (Hartmann 2010).  
Im Februar 2007 konnte Präsident Wade in ei-
ner umstrittenen Wahl sein Amt verteidigen. Die 
Opposition boykottierte daraufhin geschlossen 
die nachfolgenden Parlamentswahlen, sodass in 
der Nationalversammlung mit ganz wenigen Aus-
nahmen nur noch Abgeordnete der Regierungspar-
tei und verbündeter Satellitenparteien saßen, was 
die Bedeutung des Parlaments und seine Kontroll-
funktion weiter schwächte.
Die politische Polarisierung setzte sich nach 
2007 fort. Der greise Präsident sah sich als omni-
kompetenten Staatsführer, der zugleich erster Ar-
chitekt, Chefökonom, Manager und Verfassungsju-
rist seines Landes ist und auf die Einbindung poli-
tischer Parteien oder der Zivilgesellschaft verzich-
ten kann. Wades geschicktes Agieren auf der kon-
tinentalen Ebene ließ ihn zu einem Repräsentanten 
des neuen Afrika werden, der bei G8­Gipfeln die 
Interessen des Kontinents an fairer Entwicklungs-
partnerschaft vorbringen durfte und sich als Ver-
treter der Entrechteten positionierte, wie etwa beim 
lautstarken Protest gegen die Partnerschaftsabkom-
men mit der EU oder als Veranstalter des Globalen 
Sozialforums im März 2011. Zugleich pflegte Sene-
gal gute Kontakte zur Gebergemeinschaft und ver-
pflichtete sich von Anfang an zur Durchführung 
der erwünschten Armutsbekämpfungsprozesse 
(Poverty Reduction Strategy Papers, PRSP). 
Kurz nach seiner Machtübernahme hatte Wade 
mit einem verfassungsändernden Gesetz die Amts-
zeit des Präsidenten auf fünf Jahre sowie zwei di-
rekt aufeinanderfolgende Mandate reduziert; al-
lerdings galt dies noch nicht für das gerade begon-
nene Mandat. Nach seiner Wiederwahl 2007 ver-
sprach er öffentlich, dies werde seine letzte Amts-
zeit sein, schließlich habe er selbst die Verfassung 
in diesem Sinn geändert. Umso überraschender 
war dann seine Ankündigung, bei den Präsident-
schaftswahlen 2012 doch noch einmal anzutreten.
Die Präsidentschaftswahlen 2012
Bei diesen Wahlen traten ihm zum einen die Kan-
didaten der Opposition gegenüber, die die Wah­
len 2007 boykottiert hatten; dazu zählten der Füh-
rer der PS Ousmane Tanor Dieng und der ebenfalls 
ursprünglich aus der PS hervorgegangene Mousta-
pha Niasse (Alliance des Forces de Progrès, AFP), 
der Wade im Jahr 2000 im zweiten Wahlgang mit 
seinen Stimmen zum Sieg verholfen hatte und 
kurzfristig auch dessen Premierminister gewesen 
war. Zum anderen gehörten mit Idrissa Seck und 
Macky Sall zwei langjährige „Kronprinzen“ Wades 
aus seiner eigenen Partei (Parti Démocratique Sé-
négalais, PDS) zu den Gegenkandidaten; beide wa-
ren nacheinander Premierminister gewesen, dann 
aber bei Wade in Ungnade gefallen. Kurz vor den 
Wahlen erklärte dann auch der international be-
kannte senegalesische Künstler Youssou N’Dour 
seine Kandidatur. Alle Oppositionskandidaten 
hatten sich frühzeitig darauf verständigt, die Kan-
didatur Wades nicht zu akzeptieren. 
Mit Spannung wurde die Entscheidung des Ver-
fassungsgerichts über die offizielle Liste der zuge-
lassenen Kandidaten erwartet, die schließlich am 
27. Januar 2012 bekanntgegeben wurde. Die Verfas-
sungsrichter bestätigten nicht nur die erneute Kan-
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didatur des Präsidenten, sondern annullierten zu­-
dem die von Youssou N’Dour mit dem Argument, 
viele der insgesamt 10.000 von ihm vorzulegenden 
Unterschriften seien ungültig. Die zu diesem Zeit-
punkt nicht allzu überraschende Entscheidung des 
Verfassungsgerichts, dessen fünf Richter von Wade 
persönlich ernannt worden waren, stellte die Oppo-
sition vor die Frage, ob man mit Unterstützung zi-
vilgesellschaftlicher Kräfte gegen die Entscheidung 
des Verfassungsgerichts protestieren oder doch mit 
dem Wahlkampf beginnen sollte. Man einigte sich 
zunächst darauf, in den großen Städten geschlossen 
aufzutreten, doch schon bald wurde klar, dass sich 
die Durchführung der Wahl nicht mehr verhindern 
ließ und man daher auch in Konkurrenz gegenei-
nander um Stimmen werben musste.
Am klarsten tat dies Macky Sall, der zwar nicht 
offiziell aus der Phalanx der Opposition ausscher-
te, aber im Unterschied zu anderen Kandidaten, 
wie Idrissa Seck, Cheikh Bamba Dieye oder dem 
Universitätsprofessor Ibrahima Fall, nicht durch 
zivilen Ungehorsam im Umfeld des Präsidenten-
palastes auffiel, sondern frühzeitig im ganzen Land 
auf Stimmentour ging. Diese Strategie zahlte sich 
aus, wie das Ergebnis des ersten Wahlgangs zeigte: 
Amtsinhaber Wade verfehlte die absolute Stim-
menmehrheit. Zur Stichwahl war nur der Bestplat-
zierte der Oppositionskandidaten zugelassen. Ma-
cky Sall war es gelungen, nur knapp hinter Wade 
zu landen und Niasse und Tanor deutlich hinter 
sich zu lassen.
 Die knapp 35 Prozent der Stimmen, die Wade 
im ersten Wahlgang erreichte, bedeuteten bereits 
eine schwere Niederlage, hatte er doch trotz seines 
hohen Alters einen Wahlkampf mit großem materi-
ellen und persönlichen Einsatz betrieben. Nachdem 
die unterlegenen Oppositionskandidaten wie ver-
einbart ihre Wählerinnen und Wähler dazu aufrie-
fen, im zweiten Wahlgang für Macky Sall zu stim-
men, hätte Wade für einen Sieg schon einen Groß-
teil der Nichtwähler des ersten Wahlgangs mobi-
lisieren müssen. Dies gelang nicht, wie die Zahlen 
deutlich zeigen. 
Die Niederlage des greisen Amtsinhabers war 
so vernichtend, dass er sie noch am Abend des 
Wahltags eingestand und seinem Konkurrenten 
zum Sieg gratulierte. Macky Sall gewann im zwei-
ten Wahlgang mehr Stimmen als alle Opposi­
tionskandidaten des ersten Wahlgangs zusam-
men, während Wade nur wenige Wähler zusätz-
lich mobilisieren konnte; die Wahlbeteiligung war 
von 51,6 auf 54,9 Prozent knapp gestiegen.  
Wie lässt sich der Erfolg Macky Salls bei den 
Präsidentschaftswahlen erklären und welche Er-
kenntnisse lassen sich daraus für Demokratisie-
rungsprozesse in (West­)Afrika ziehen? Drei As-
pekte verdienen besondere Beachtung: Das Schei-
tern einer dynastischen Nachfolge, die instituti-
onellen Rahmenbedingungen der Wahlniederla-
ge und schließlich die Rolle, die die städtische Zi-
vilgesellschaft für die Niederlage des Staatschefs 
spielte.
Das Scheitern der Dynastiebildung
Der umstrittenste Aspekt der von Wade ange-
strebten Verfassungsänderungen betraf eine mög-
liche Nachfolge durch seinen Sohn Karim 
Wade, den er während der letzten Dekade 
gezielt „aufgebaut“ hatte. 
Anders als in vielen Teilen Asiens, wo 
auch in Republiken dynastische Nachfol-
geregelungen nicht unüblich sind, fehlen 
im subsaharischen Afrika entsprechende 
Traditionen. Neben der Monarchie Swa-
silands und Joseph Kabilas Amtsantritt 
in der bürgerkriegsgeplagten DR Kongo 
gibt es nur die beiden Fälle in Togo und 
Gabun, wo nach dem mehr oder weni-
ger plötzlichen Tod langjähriger autokra-
tischer Herrscher jeweils deren Söhne als 
Staatschefs nachfolgten. In diesen beiden 
Fällen hatten die Väter ihre langjährige 
Herrschaft nicht zuletzt durch frühzeitige 
Marginalisierung aller als bedrohlich er-
Tabelle 1:  Wahlergebnis Präsidentschaftswahlen 2012
Quelle: Cour Constitutionelle, Décisions N°17­19/E/2012 vom 06.03.  
und 30.03.2012.
1. Wahlgang 2. Wahlgang
Wahlberechtigt 5 302 349 5 307 962
Wahlbeteiligung 2 735 135 51,6 2 915 893 54,9
Gültige Stimmen 2 706 789 2 901 800
Abdoulaye Wade 942 327 34,8 992 556 34,2
Macky Sall 719 367 26,6 1 909 244 65,8
Moustapha Niasse 357 330 13,2
Ousmane Tanor Dieng 305 924 11,3
Idrissa Seck 212 853 7,9
Cheik Abdoulaye Dieye 52 196 1,9
Ibrahima Fall 48 972 1,8
6 weitere Kandidaten 62 653 2,3
- 4 -GIGA Focus Afrika 2/2012
scheinenden Konkurrenten gesichert. Die Überga-
be der Amtsgeschäfte an den Sohn verhinderte ein 
institutionelles Vakuum, in dem es leicht zu einem 
offenen und potenziell gewaltsamen Wettbewerb 
um die Nachfolge hätte kommen können. Vor die-
sem Hintergrund lag die rasche Einigung auf ein 
Familienmitglied vor allem im ökonomischen Inte-
resse der Eliten, die sich um den Präsidentenpalast 
herum gebildet hatten, und garantierte das Schwei-
gen über die unschönen Praktiken, mit denen sich 
die Väter und ihre Cliquen über viele Jahre an der 
Macht gehalten hatten. 
Die dynastische Nachfolge beruhte in beiden 
Fällen also nicht auf einer in der Bevölkerung ver-
ankerten Zustimmung zur „Thronfolge“, sondern 
diente der Stabilisierung des autokratischen Re-
gimes, auch wenn jeweils verfassungsrechtliche 
Lösungen für die Nachfolge gefunden wurden.
In einem stärker demokratischen Kontext wie 
im Senegal war eine Wiederholung dieses Modells 
unwahrscheinlich. Zwar kann die Zugehörigkeit zu 
einer prominenten Politikerfamilie auch in demo-
kratisch regierten Staaten Afrikas förderlich für die 
politische Karriere sein. Der prominenteste Fall ist 
sicherlich der derzeitige Präsident Botswanas, Ian 
Khama, dessen Vater Staatsgründer und erster Prä-
sident des Landes war und der adligen Familie eines 
traditionellen Königreichs Botswanas entstammte. 
Ian Khama wurde allerdings erst 28 Jahre nach dem 
Tod seines Vaters Seretse Khama und nach der Prä-
sidentschaft zweier mit der Familie nicht verbun-
dener Politiker zum Präsidenten gewählt. 
Auch der aktuelle Premierminister von Mauriti-
us, Navin Ramgoolam, hat einen berühmten Vater, 
den ersten Regierungschef des Inselstaates, Sir See-
woosagur Ramgoolam. Ähnlich wie bei Ian Kha-
ma in Botswana spielte die Familienzugehörigkeit 
für seine politische Karriere eine große Rolle. Zwi­-
schen der Abwahl seines Vaters 1982 (und dessen 
Tod 1985) und Navins erstmaliger Wahl zum Pre-
mierminister im Jahr 1995 vergingen jedoch 13 Jah-
re, in denen andere Parteien und Politiker die Kon-
trolle über den politischen Prozess hatten. 
Auch wenn Präsident Wade bis zuletzt leugnete, 
seinen Sohn als Nachfolger inthronisieren zu wol-
len, deutete doch alles darauf hin, dass der Präsi-
dent nur seinem Sohn wirklich zutraute, sein Erbe 
verwalten und sein Andenken wahren zu können. 
Karim Wade war nach langjährigem Schul­ und 
Studienaufenthalt in Frankreich im Jahr 2002 zum 
persönlichen Berater seines Vaters ernannt wor-
den, mit Zuständigkeit für öffentliche Infrastruk-
turprojekte. 2004 wurde er Präsident der Agence 
Nationale de l‘Organisation de la Conférence Isla-
mique (ANOCI), die das 11. Gipfeltreffen der isla-
mischen Staaten in Dakar im März 2008 vorberei­-
ten sollte. Die Verwendung der öffentlichen Gelder 
durch die ANOCI sorgte für erhebliche Diskussio­
nen und führte letztlich zum vorläufigen Ende der 
PDS-Karriere des heutigen Staatspräsidenten Ma-
cky Sall: Als Präsident der Nationalversammlung 
hatte er Karim Wade wegen des Verdachts der Ver-
untreuung zu einer Anhörung geladen. Sall wurde 
zunächst innerhalb der PDS degradiert und 2008 
schließlich als Präsident der Nationalversammlung 
abgewählt, woraufhin er die Partei verließ. 
Karim Wades politische Karriere sollte sich da-
nach eigentlich mit der Übernahme des Bürger-
meisteramts in Dakar fortsetzen, doch der Sieg der 
Opposition in der Hauptstadt bei den Kommunal-
wahlen im März 2009 verhinderte dies. Auch wenn 
seine Person bei der Wahlniederlage nicht die ein-
zige Rolle spielte, wurden doch die Antipathien 
großer Teile der Bevölkerung ihm gegenüber im 
Wahlkampf öffentlich artikuliert. 
Im Mai 2009 wurde er als Minister für Inter-
nationale Zusammenarbeit, Regionalentwicklung, 
Luftverkehr und Infrastruktur in die Regierung be-
rufen und hatte damit Zugriff auf einen beträcht-
lichen Teil des Staatshaushalts. Im Oktober 2010 
wurde ihm angesichts der sich verschärfenden 
Ener giekrise im Land auch noch die Zuständig-
keit für das Energieressort übertragen.
Es war schließlich die geplante Verfassungs-
änderung vom Juni 2011, mit der sein Vater das 
Amt eines Vizepräsidenten einrichten wollte, die 
das Fass zum Überlaufen brachte. Der Staatschef 
selbst gab niemals zu, seinen Sohn als Kandidaten 
für das Amt des Vizepräsidenten aufstellen zu wol-
len. Doch angesichts der Kontrolle, die er über seine 
Partei hatte, hätte niemand ihn daran hindern kön-
nen. Sein Kalkül bestand vermutlich darin, ein oder 
zwei Jahre nach seiner Wiederwahl zurückzutreten, 
sodass Karim als Präsident hätte nachrücken und 
bis zum Ende der Amtsperiode seine Machtbasis 
so weit konsolidieren können, dass er sich bei den 
nächsten Wahlen hätte behaupten können.
Es spricht vieles dafür, dass die gewaltsame Es-
kalation der Proteste vom 22. Juni 2011 in einem 
Land, in dem die gesellschaftliche Mobilisierung – 
abgesehen vom Sonderfall der Casamance – stets 
friedlich verlaufen war, mit dem Schreckensszena-
rio einer derart manipulierten dynastischen Nach-
folge verbunden war. Wade erkannte dieses Signal 
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und zog deshalb die geplante Verfassungsände-
rung zurück.
Im Senegal gibt es seither viele Spekulationen, 
ob die starke Aversion gegen Karim Wade primär 
auf der Ablehnung des dynastischen Prinzips be-
ruht oder nicht ebenso sehr auf dessen Herkunft. 
Als Sohn einer Französin (Wades Ehefrau Vivi-
ane) hatte er bis 2002 den Großteil seines Lebens 
in Frankreich verbracht, war selbst mit einer Fran-
zösin verheiratet und erlernte Senegals Landes-
sprache Wolof nur langsam; damit war er für die 
Posi tion des senegalesischen Präsidenten sicher-
lich nicht prädestiniert. Deshalb ist kaum zu be-
zweifeln, dass Abdoulaye Wades Insistieren auf ei-
ner Nachfolgeregelung zugunsten seines Sohnes 
seine eigenen und die Erfolgschancen seiner Par-
tei bei den Wahlen 2012 erheblich verringert hat. 
Andererseits folgt daraus nicht automatisch, dass 
weitere Versuche zur Dynastisierung in politischen 
Prozessen Afrikas ausbleiben werden; in einem re-
lativ demokratischen Umfeld werden diese aller-
dings kaum von Erfolg gekrönt sein. 
Die Rolle der Institutionen 
Unstrittig ist, dass institutionelle Fragen bei Wah­
len eine besondere Rolle spielen. Im Fall der sene-
galesischen Wahlen haben sie diesen Prozess aber 
nicht nur gestaltet und in einem allgemeineren 
Sinne für freie und faire Wahlen gesorgt. Zwei in-
stitutionelle Regeln haben das Wahlergebnis auch 
direkt beeinflusst:
Erstens hat die lange Debatte um die Begrenzung 
präsidentieller Amtszeiten, von Wade selbst mit-
befeuert, der Legitimität seiner Kandidatur stark 
geschadet. Sicherlich ist es in einer Reihe anderer 
afrikanischer Länder zu Verfassungsänderungen 
gekommen, mit denen bisherige Restriktionen auf-
gehoben wurden, um den Amtsinhabern eine wei-
tere Kandidatur zu ermöglichen (Uganda, Kame-
run, Tschad, Burkina Faso). Aber es ist sehr un-
gewöhnlich, dass sich ein Präsident, der sich zu-
nächst für eine entsprechende Restriktion aus-
spricht, später nicht mehr an sein Bekenntnis ge-
bunden fühlt. Dazu kam in diesem Fall das Alter 
des Präsidenten; zum Zeitpunkt der Wahl war er 
offiziell 86 Jahre alt. Ein großer Teil der senegale­-
sischen Öffentlichkeit fühlte sich angesichts die-
ses Umgangs mit Verfassungsregeln nicht ernst ge-
nommen, zumal das Land über eine demokratische 
und rechtsstaatliche Tradition verfügt und die Bür-
ger kaum auf einer Ebene mit Tschad oder Kame-
run genannt werden möchten (Thiam 2007).
Angesichts der einhelligen Ablehnung seiner 
dritten Kandidatur durch senegalesische Rechts-
wissenschaftler organisierte der Präsident Ende 
2011 sogar eine Konferenz mit ausschließlich aus-
ländischen Verfassungsrechtlern, die die Verfas-
sungsmäßigkeit seines Schritts bestätigen sollte. 
Dies brachte die ihm gegenüber ohnehin kritisch 
eingestellte Intelligentsia des Landes noch mehr ge-
gen ihn auf. Es mag sein, dass in der Weite des se-
negalesischen Landes juristische Spitzfindigkeiten 
kaum Beachtung finden, in den urbanen Milieus 
wurde dieses Vorgehen als Affront betrachtet.
Zweitens wirkten sich die Besonderheiten des 
absoluten Mehrheitswahlrechts letztlich zuun-
gunsten Wades aus. Nach diesem ursprünglich 
aus Frankreich übernommenen Wahlsystem ist 
der Kandidat gewählt, der mehr als 50 Prozent 
der gültigen Stimmen erzielt. Gelingt dies keinem 
Kandidaten im ersten Wahlgang, findet ein zweiter 
Wahlgang mit den beiden bestplatzierten Kandi-
daten statt. Dieses Wahlsystem haben die meisten 
afrikanischen Staaten übernommen, weil es die 
Zersplitterung des oppositionellen Wählerspek-
trums fördert: Auch Kandidaten, die keine Chan-
ce haben, die absolute Mehrheit zu erreichen, tre-
ten bei Wahlen an, denn sie hoffen auf einen zwei-
ten Wahlgang, in dem sie ihr Wählerpotenzial zu 
einem politisch verhandelbaren Preis, etwa für 
ein Ministerium oder das Amt des Ministerpräsi-
denten, an einen der beiden verbliebenen Kandi-
daten „verkaufen“ können.
Amtsinhaber in Afrika können sich bei solchen 
Wahlen vor allem dann durchsetzen, wenn sie im 
ersten Wahlgang die absolute Mehrheit erreichen 
können, und sie setzen alles daran, dieses Ziel zu 
verwirklichen. Sehen sie sich nämlich im zweiten 
Wahlgang nur noch einem Kandidaten der Opposi-
tion gegenüber, ist das Risiko einer Wahlniederlage 
ungleich höher. Manchmal gelingt es dem Amtsin-
haber, einen der auf der Strecke gebliebenen Kon-
trahenten auf seine Seite zu ziehen; wahrschein-
licher ist jedoch, dass sich diese weiterhin als Op-
positionelle sehen, selbst wenn sie, wie im Senegal, 
außer der Ablehnung des bisherigen Präsidenten 
nur wenig eint.
Abdoulaye Wade war sich dieser Szenarien sehr 
wohl bewusst. Seine letztlich gescheiterte Verfas-
sungsänderung vom Juni 2011 sah nicht nur die 
Einführung eines Vizepräsidenten vor, der mit 
dem Präsidenten gemeinsam gewählt wird, son­-
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dern auch eine Wahlrechtsänderung bei der Präsi-
dentenwahl: Statt der absoluten Mehrheit sollten 
nur noch 25% der Stimmen zum Sieg ausreichen. 
Diese geplante weltweit unübliche Regelung löste 
die gewaltsamen Unruhen mit aus, da allen klar 
war, dass hier die Spielregeln für die anstehenden 
Wahlen in entscheidender Weise geändert werden 
sollten. Tatsächlich wäre es konsequenter gewe-
sen, direkt auf die relative Mehrheitswahl umzu-
schwenken. Wie das spätere Ergebnis zeigt, hät-
te der Präsident mit einer entsprechenden Verfas-
sungsänderung die Wahlen im ersten Wahlgang 
gewonnen. 
Es bleibt offen, ob die geplante Wahlrechtsände­-
rung allein, also ohne den gleichzeitigen Versuch 
zur verfassungsrechtlichen Inthronisierung Karim 
Wades, zu einer gesellschaftlichen Mobilisierung 
ähnlichen Umfangs geführt und möglicherweise 
Erfolg gehabt hätte. 
Zivilgesellschaftliche Mobilisierung und 
Machtwechsel 
Im Unterschied zu vielen anderen afrikanischen 
Ländern kann der Senegal auf eine lange Tradi­
tion politischer Debatte und zivilgesellschaftlichen 
Engagements zurückblicken. Die städtische Zivil-
gesellschaft erlebte ihre Sternstunde in der politi-
schen Mobilisierung, die zur Wahlniederlage Ab-
dou Dioufs und der PS 2000/2001 führte. Dies war 
allerdings ein Pyrrhussieg, da der neugewählte 
Präsident Wade recht gut wusste, wem er seinen 
Sieg zu verdanken hatte, und folglich die Bewe-
gungsmöglichkeiten gerade der Medien und politi-
schen Organisationen in der Folgezeit einschränk-
te (Coulibaly 2006). 
Erst mit dem Boykott der Parlamentswahlen im 
Juni 2007 durch alle Oppositionsparteien rückte 
die Zivilgesellschaft in den Mittelpunkt der Ver-
fassungsdiskussionen. Mit einem „Runden Tisch“, 
den sogenannten Assises Nationales 2007, wollte 
man die politische Initiative zurückgewinnen, den 
Schulterschluss zwischen Oppositionsparteien und 
Zivilgesellschaft vollziehen und zugleich einen Ge-
genentwurf zu den zunehmend autoritären Ten-
denzen des Präsidenten vorlegen. Beteiligt waren 
mehr als 70 zivilgesellschaftliche Organisationen. 
Ahmadou­Mahtar M’bow, der langjährige senega-
lesische Generaldirektor der UNESCO, wurde zum 
Vorsitzenden gewählt. Die Assises Nationales wa-
ren, auch wenn dies bestritten wurde, dem Modell 
der Nationalkonferenzen im frankophonen Afrika 
der frühen 1990er Jahre nachempfunden, in denen 
(damals allerdings wegen des Verbots von Oppo-
sitionsparteien) zivilgesellschaftliche Akteure die 
Kontrolle über den politischen Prozess übernom-
men hatten. 
Das gelang freilich diesmal nicht, zumal das 
Regime die Assises einfach ignorierte. Diese ende-
ten mit einer Erklärung über grundlegende Verfas-
sungsprinzipien, die alle an den Assises beteilig­
ten Akteure unterschrieben. Diese Charte de gouver-
nance démocratique (2009) unterscheidet sich relativ 
wenig von der bestehenden Verfassung, bekräftigt 
aber bestimmte Prinzipien, die als besonders be-
droht angesehen wurden, wie den säkularen Cha-
rakter des Staates und die Gewaltenteilung. 
Die politische Mobilisierung durch die Assises 
schien jedoch zu verpuffen. Auch wenn zivilgesell-
schaftliche Führer nicht müde wurden zu betonen, 
wie sehr das Land kurz vor der „Explosion“ stehe, 
geschah nichts, nicht einmal, als der damals 83-jäh-
rige Präsident Wade im Jahr 2009 ankündigte, bei 
den Wahlen 2012 erneut antreten zu wollen. Im Juni 
2011 kam es dann eher unerwartet doch zur politi-
schen Explosion in Dakar, als Wade – wie oben dar-
gestellt – versuchte, mit einem kurzfristig dem Par-
lament vorgelegten Gesetz die Verfassung in zwei 
wichtigen Punkten erneut zu ändern. 
Am 23. Juni 2011, dem Tag der Abstimmung 
im Parlament, kam es zu Massenprotesten in Da-
kar und zahlreichen Regionalhauptstädten, die als 
schweigende menschliche Mauer vor der National-
versammlung begannen und später gewaltsam es-
kalierten, nachdem sich aufgebrachte Jugendliche 
aus allen Vororten Dakars auf den Weg gemacht, 
die Verkehrsachsen der Hauptstadt lahmgelegt und 
dabei auch Autos und Reifen verbrannt hatten. Zur 
Demonstration hatte zunächst eine von vier Rap-
pern gegründete Jugendbewegung (Y en a marre – 
Es reicht uns) aufgerufen, die bereits seit einigen 
Jahren bestanden hatte, nun aber zum Sprachrohr 
der vielen perspektivlosen Jugendlichen der Vor-
städte wurde. 
Gendarmerie und Polizei waren vom Ansturm 
der mehr als zehntausend Menschen in Dakar über-
fordert; der Einsatz von Knüppeln und Tränengas-
bomben forderte zahlreiche Verletzte. Viele Demons-
tranten harrten jedoch auf den öffentlichen Plätzen 
aus, während sich der Volkszorn in Angriffen auf 
die Wohnungen von zwei besonders verhassten Mi-
nistern entlud. Alioune Tine, Vorsitzender der Men-
schenrechtsorganisation Rencontre Africaine pour la 
- 7 -GIGA Focus Afrika 2/2012
Défense des Droits de l‘Homme (RADDHO), wurde 
bei dem Einsatz schwer verletzt. 
Die Regierung zog noch am gleichen Tag das 
verfassungsändernde Gesetz zurück. Diese Nie-
derlage Wades war ein großer Sieg der Zivilgesell-
schaft, auch wenn der Präsident vermutlich weni-
ger die zivilgesellschaftlichen Führer als vielmehr 
das unkontrollierbare Gewaltpotenzial der Jugend-
lichen fürchtete, das sich durch Arbeitslosigkeit 
und ständige Stromausfälle aufgestaut hatte. 
Noch am gleichen Tag bildete sich mit dem 
Mouvement Citoyen M23 (benannt nach dem 23. 
Juni) ein spontanes Bündnis zivilgesellschaftlicher 
Organisationen und politischer Parteien, in dem 
sich letztlich die gleichen politischen Kräfte wie 
bei den Assises Nationales zusammenfanden. M23 
kündigte an, eine Kandidatur Wades bei den Wahl-
en „mit allen Mitteln“ zu verhindern. Dies gelang 
zwar nicht, das Bündnis behielt aber seine Bedeu-
tung für die Mobilisierung von öffentlichem Pro-
test. Im Dezember 2011 kürte M23 Moustapha Ni-
asse zu ihrem Wunschkandidaten, sehr zum Leid-
wesen von Tanor Dieng, der auf diese Unterstüt-
zung gehofft hatte.
Der späte Eintritt Youssou N’Dours in den 
Wahlkampf bedeutete zwar zusätzlichen Rücken-
wind für den Protest gegen Wade. Youssou N’Dour 
verstand sich aber nicht primär als Teil einer zivil-
gesellschaftlichen Koalition gegen Wade und hat-
te nicht an ihren eingespielten Mechanismen wie 
den Assises Nationales teilgenommen. In der neu-
en Regierung Macky Salls wurde er dann zum Kul-
turminister ernannt.
Der tatsächliche Einfluss der zivilgesellschaft-
lichen Organisationen auf den Machtwechsel lässt 
sich nicht genau bemessen. Hervorgehoben wer-
den muss jedoch die Bedeutung von Personen wie 
Alioune Tine für die andauernde Mobilisierung ge-
gen Wade gerade in der Schlussphase des Wahl-
kampfs, aber auch für die Delegitimierung des 
Präsidenten im Ausland. Am bedeutendsten war 
aber sicherlich die Verhinderung des „Verfassungs-
coups“ im Juni 2011. 
Neue Generation – neue Politik? 
Seit Anfang April hat der Senegal mit dem 50-jäh-
rigen Macky Sall einen vergleichsweise jungen 
Staatschef. Der Machtwechsel beendet eine po-
larisierte Phase der senegalesischen Innenpolitik 
und weckt Hoffnungen auf eine stabilere Regie-
rungsführung. Mit seinem Wahlsieg beendet Ma-
cky Sall aber auch die politische Karriere eines der 
letzten Vertreter der Unabhängigkeitsgeneration, 
deren politisches Weltbild – trotz allen liberalen 
Anstrichs – noch ganz dem postkolonialen zentra-
listischen Entwicklungsstaat und dem Pathos des 
großen Staatenlenkers verpflichtet war. Mit ihm 
hat ein Vertreter der übernächsten Generation die 
Staatsgeschäfte übernommen, ein eher blass und 
bescheiden wirkender Technokrat, geboren ein 
Jahr nach Senegals Unabhängigkeit. Sall ist damit 
weitaus repräsentativer für die heutige politische 
Elite Afrikas (siehe Tabelle 2). 
Ob sich mit dem Wahlsieg die Aussichten für die 
Demokratie im Senegal und in Westafrika tatsäch-
lich verbessern, muss sich erst in der Praxis erwei-
sen. Immerhin hat Sall bereits versprochen, die ma-
ximale Amtszeit des Präsidenten auf zweimal fünf 
Jahre zu beschränken – aber dies hatte Abdoulaye 
Wade vor zwölf Jahren auch getan! 
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